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 VON CHRISTINE FINKE
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M E
s ist – neben der Flüchtlingskrise – 
eine der größten Herausforderun-
gen unserer Zeit. Bis 2050 soll in 
Deutschland der Anteil regenerati-
ver Energien an der Produktion auf 

80 Prozent steigen. Nach der Atomenergie wäre 
auch das Kohlezeitalter faktisch Geschichte.

Wie aber können wir sicherstellen, dass der 
Anteil von Solar-, Wasser- und Windenergie zu 
möglichst geringen Kosten wächst? Bisher wurden 
die erneuerbaren Energien durch feste Vergü-
tungssätze gefördert. Der Effekt war enorm. Aber 
die Beitragszahlungen der Stromkunden sind 
gestiegen, obwohl die Kosten der erneuerbaren 
Energien zuletzt stark gesunken sind. Daher hat 
es sich die Bundesregierung zur Aufgabe gemacht, 
das Fördersystem zu reformieren.

Als Instrument dafür will sie mit einem neuen 
Erneuerbare-Energien-Gesetz zukünftig auf Aus-
schreibungen setzen: Bund, Länder und Kom-
munen vergeben einzelne Projekte an den Strom-
erzeuger, der mit der geringsten Förderung aus-
kommt. Dabei geht es vor allem um Großprojek-
te. Um Solaranlagen ab einer Leistung von einem 
Megawatt und Windenergieanlagen an Land und 
auf See. Vier von fünf Anlagen könnten so aus-
geschrieben werden. Die Wind- und Sonnenkraft-
betreiber sollen neben dem Börsenstrompreis ei-
nen Zuschlag vom Bund bekommen, genannt 
Marktprämie. Diese, über Auktionen ermittelten 
Prämien würden die Einspeisevergütung ersetzen.

Von dem Verfahren verspricht sich der Gesetz-
geber viele Vorteile: Man erhofft sich geringere 
Fördersätze, weil die Marktprämien im Wett-
bewerb der Bieter ermittelt werden. Zudem soll 
das Verfahren dafür sorgen, dass die ambitionier-
ten Ausbauziele besser eingehalten werden. Auch 
die Akzeptanz der Energiewende soll gesteigert 
werden: Durch mehr Transparenz, so hofft die 
Bundesregierung, sinken die Einflüsse von Inte-
ressengruppen, zudem erhöhen geringere Kosten 
des Ausbaus die Akzeptanz bei den Bürgern.

Es gibt nur einen Haken: Wenn der Wett-
bewerb ausbleibt, kommt es durch die Ausschrei-
bungen zu hohen Marktprämien, also hohen 
Zuschlägen, die der Bund zahlen muss.

Um das zu verhindern, muss die Ausschrei-
bungspraxis möglichst investorenfreundlich sein. 
Es braucht klare und einfache Verfahren, und der 
Auftraggeber darf nicht zu viele Vorleistungen 
und Sicherheiten von den Bietern fordern. Nun 
mag es sein, dass dann Wettbewerb in den Aus-
schreibungen entsteht. Erfahrungen aus anderen 
Ländern lassen jedoch Zweifel aufkommen, ob 
der Zuschlag auch tatsächlich zum Bau der ent-
sprechenden Anlagen führt. Wenn die Auftrag-
geber nur wenige Vorleistungen und Sicherheiten 
fordern und nur geringe Vertragsstrafen festlegen, 
lassen Unternehmer ersteigerte Bauberechtigun-
gen eher verfallen. Mit der Folge, dass weniger 
erneuerbare Energie produziert würde als geplant. 
Umgekehrt helfen Sicherheiten und Vorleistun-
gen zwar, die Ausbauziele tatsächlich zu erreichen 
– sie erhöhen aber die Kosten der Teilnahme für 
die Unternehmen und bewirken, dass wenige von 
ihnen mitbieten. Wenig Wettbewerb in den Aus-
schreibungen bedeutet wiederum höhere För-
dersätze und damit steigende Kosten.

Dieser Zielkonflikt erschwert nicht nur die 
Suche nach der passenden Politik – er erschwert 
es auch, Qualitätsaspekte wie eine bedarfsgerech-
te Stromproduktion, regionale Kriterien oder 
Anbietervielfalt umzusetzen. Insbesondere kleine 
Investoren, wie auch Bürgerenergiegenossen-
schaften, die bisher den Markt belebt haben, 
könnten zu Verlierern des neuen Systems werden. 
Zudem verursachen die Ausschreibungen bei 
aller Transparenz viel Bürokratie, und bei geringer 
Beteiligung kann es passieren, dass Unternehmen 
strategisch bieten und so die Kosten für die öffent-
liche Hand in die Höhe treiben.

Die Gefahr ist groß, dass die Ziele der Reform 
verfehlt werden. Damit könnte auch die Ak-
zeptanz für die Energiewende insgesamt leiden 
und die Vielfalt der Anbieter schrumpfen. Viele  
Herausforderungen für unsere Politiker.

Novelle mit Delle
Eine Gesetzesreform soll helfen, die Energiewende zu meistern, könnte 
aber an ihren Zielen scheitern VON VERONIK A GRIMM UND CLAUDIA KEMFERT

Veronika Grimm ist Professorin für Volkswirt-
schaftslehre an der Universität Erlangen-Nürnberg 
 
Claudia Kemfert ist Professorin für  
Energieökonomie am DIW in Berlin

Ein heißes Geschäft: 
Brennendes Windrad in Buxtehude
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Siehe auch Ressort Z, Seite 52: Nicht nur Al lein-
erziehen 
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ROAMING
INKLUSIVE

*Ab dem 01.04.2016 ist in den Red Business+ Tarifen im europäischen Ausland eine Sprach-, SMS- und
MMS-Flat (max. 7.500 Standardminuten, 3.000 -SMS und 1.500 -MMS) enthalten. Zudem kann das natio-
nale Highspeed-Volumen aus dem jeweiligen Red Business+ Tarif auch im europäischen Ausland genutzt
werden. Im deutschen Wettbewerbsvergleich bietet Vodafone seinen Kunden mit 34 Partnerländern
das größte länderübergreifende LTE-Netzwerk in Europa (http://www.vodafone.de/privat/service/
4g-roaming.html). Die Telekom unterhält vertragliche Bindungen zu 32 LTE-Partnerländern in Europa
(https://www.t-mobile.de/roaming/infos-zum-roaming/0,27639,29100-_,00.html?seite=laendergruppen).

MEHR EUROPA FÜR IHR BUSINESS:

Kostensicher in Europas größtem Highspeed-Netz arbeiten: Die Europa-Flat*
ist jetzt in allen Red Business+ Tarifen enthalten.

Bereit für das Gigabit-Business:
vodafone.de/redbusiness

Vodafone
Power to you

Für neue
und bestehende

Red Business+
Verträge




